
Herr Minister, in diesem Jahr
feiern wir 20 Jahre deutsche
Einheit. Wie lange braucht der
Osten noch West-Hilfe?
Wir bestehen auf der Erfüllung
des Solidarpakts bis zum Jahr
2019.Aber eineAnschluss-
regelung wird es wahrschein-
lich nicht geben.Wenn die
Nachteile überwunden sind,
ist sie auch nicht erforderlich.
Die Förderung der EU läuft im
Wesentlichen schon 2013 aus.

Sie jubeln, dass die Hilfe endet?
Ziel kann nicht sein, ständig ir-
gendwoher Geld zu erbetteln.

sehr stark ist, wird nach 2013
ohne Förderung auskommen
können und müssen. Es ist
richtig, die Einspeisevergütung
zu senken. Das darf nur nicht
so kurzfristig zum 1.April ge-
schehen, wie es der Bundes-
umweltminister vorschlägt.
Zum Herbst wäre besser.

Und Ihre einstige Vorzeige-
Ansiedlung Mikroelektronik?
Bei der Insolvenz von Qimon-
da hier in Dresden bin ich sehr
gescholten worden, weil ich
kein weiteres staatliches Geld
geben wollte, wenn sich nicht
einmal private Interessenten
finden lassen. Heute sehen wir:
Die Großen – Qimonda und
AMD –waren für dieAnsied-
lung entscheidend, aber unsere
kleineren Unternehmen drum-
herum bestehen weiter. Die
waren clever und verlassen sich
nicht allein auf diese Partner.

Kann es nach diesem Muster
weitergehen?
Es gibt nicht mehr viele solche
Leuchttürme, die wir zu uns

»Solidarität zurückgeben«
Sven Morlok » Sachsens Wirtschaftsminister will die Förderung für
Unternehmen kürzen und dem Westen Paroli bieten.

locken könnten.Also helfen
wir lieber, unsere Kleinen
groß zu machen, damit sie auf
demWeltmarkt bestehen. Die
Schaffung zusätzlicherArbeits-
plätze darf dabei keine Bedin-
gung mehr sein.Wettbewerbs-
fähigkeit und technologischer
Fortschritt gehen vor.Viel
wichtiger als mehr Geld ist
mehrTempo.Wir müssen
schneller über Förderanträge
entscheiden. Ein Monat früher
zählt mehr als Tausende Euro.

Was muss das Land tun?

Wir brauchen eine umfassen-
de Staatsmodernisierung.
Nur:Wer linear überall ein
paar Prozent wegkürzt, macht
irgendwann nichts mehr rich-
tig.Wir müssen also klären:
Was müssen wir als Land
auch künftig richtig gut ma-
chen?WelcheAufgaben kön-
nen wir an die Kommunen
übertragen? Und welche Leis-
tung erbringen privateAnbie-
ter besser?

henning.krumrey@wiwo.de | Berlin

Morlok, 47, ist seit 2009Wirt-
schaftsminister und sitzt seit
2004 für die FDP im Landtag.
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Pflöcke einschlagen geberverbände. DieArbeitgeber wollen keine Nullrunde, zusätzli-
che Gelder aber nur für Leistungszulagen lockermachen. Und sie
sehen keinen Nachholbedarf: Nach mehreren Jahren mit nied-
rigenAbschlüssen gab es 2008 ein üppigesTarifpaket aus linearen
Erhöhungen, Einmalzahlungen und Sockelbeträgen – insgesamt
ein Plus von acht Prozent, verteilt auf zwei Jahre. 2009 zählte der
öffentliche Dienst zu denwenigenWirtschaftsbereichen, in denen
die Beschäftigten effektiv mehr im Portemonnaie hatten.
Ein hoherAbschluss wäre für dieArbeitgeberverbände auch

organisationspolitisch gefährlich, da dieser die Fliehkräfte imTa-
rifverbund verstärken dürfte. Schon 2005 sind die Länder aus der
Tarifgemeinschaft der öffentlichenArbeitgeber ausgeschert und
verhandeln seitdem getrennt. Jetzt bröselt dieTarifeinheit auch
bei den Kommunen; als Erster kündigte der Rhein-Sieg-Kreis die
Mitgliedschaft auf.
Auch BundesinnenministerThomas de Maizière, derVer-

handlungsführer des Bundes, hat kein Interesse an einem hohen
Abschluss. Zwar geht es aktuell nur um
die Gehälter der 151000Arbeiter undAn-
gestellten des Bundes. DerAbschluss
dürfte aber auf die 360000 Bundesbeam-
ten übertragenwerden. Zudem ist dasTa-
rifergebnis volkswirtschaftlich von Bedeu-
tung.Weil der öffentliche Dienst dasTarif-
jahr 2010 eröffnet, schlägt er die Pflöcke
für andere Branchen ein. EndeApril läuft
derTarifvertrag in der Metall- und Elek-
troindustrie aus.Auch Chemie- und Ener-
giebranche, Banken und Bahn handeln
2010 neueVerträge aus. bert.losse@wiwo.de

Tarifstreit » Bei den Verhandlungen für den öffentlichen
Dienst geht es um mehr als höhere Löhne. Die Runde hat
auch weitreichende Folgen für die Privatwirtschaft.

W arnstreiks in Kitas und Kliniken, bei Linienbussen und
Straßenbahnen und der Müllabfuhr: Seit vergangenem
Mittwoch merkenviele Bürger schmerzlich, dass in der

Tarifrunde im öffentlichen Dienst die heiße Phase begonnen hat.
Wenn beim nächstenTreffen derTarifparteien an diesemMitt-
woch kein Durchbruch gelingt, müssen sich noch mehr Bürger auf
Chaos im Nahverkehr und überquellende Mülltonnen einstellen.
Worum geht es? Die GewerkschaftenVerdi und DBBTarif-

union fordern fünf Prozent mehr Geld für die rund zwei Millio-
nenAngestellten von Bund und Kom-
munen, gezahlt im Rahmen eines Ge-
samtpakets, wozu auch bessereAufstiegs-
chancen,Altersteilzeitregeln und die
ÜbernahmevonAuszubildenden zählen.
DieArbeitgeber haben bislang keinAn-
gebot vorgelegt und verweisen auf die de-
solate Haushaltslage – 2010 droht ein Re-
korddefizit von zwölf Milliarden Euro.
„Jeder Prozentpunkt mehr Lohn kostet
die Kommunen rund 740 Millionen Eu-
ro“, rechnetThomas Böhle vor, Präsident
derVereinigung der kommunalenArbeit-

Best Innovator: die Sieger

Hauptsieger sind der Konsum-
güterhersteller Henkel in der
Kategorie Konzerne und der
Fotoentwickler Cewe Color im
Bereich Mittelstand. Einen
Sonderpreis für „Nachhaltiges
Innovationsmanagement“ er-
hielten BMW, Intel, das Ener-
gieunternehmen EWE und der
Papierverarbeiter UPM (siehe
WirtschaftsWoche 5/2010). Zu-
vor diskutierten Preisträger
und Gäste bei einem Executi-
ve Round-Table über Erfolgs-
faktoren bei innovationsgetrie-
benenTransformationspro-
zessen und über Nachhaltig-
keit.

hans-juergen.klesse@wiwo.de

Innovationsmanagement »Wirtschafts-Staatssekretär
Burgbacher zeichnete die Gewinner des Wettbewerbs aus.

Mit Innovatio-
nen allein ist es
noch nicht ge-
tan, sie müssen
auch richtig ge-
managt werden,
um das Unter-
nehmen nach

vorn zu bringen.Wer das am
besten kann, zeigt derWett-
bewerb „Best Innovator“, den
dieWirtschaftsWoche und die
UnternehmensberatungA.T.
Kearney ausgeschrieben ha-
ben. Die Gewinner zeichnete
amvergangenen Donnerstag
Staatssekretär Ernst Burgba-
cher im Bundeswirtschafts-
ministerium aus.

{Klartext }

Preisverleihung in Berlin
(von links) Krumrey (WirtschaftsWoche),Wurster (UPM), Grunau
(Cewe Color), Koivisto (UPM), Engel (A.T. Kearney),
Müller (Henkel), Holzkämper (Cewe Color),Weinberger (Henkel),
Burgbacher (Wirtschaftsministerium), Hollander (Cewe Color),
Grote (BMW), Sonnenschein (A.T. Kearney), Hermsmeier (EWE),
Schwaderer (Intel)
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Code
gegen
Fälscher
Arzneimittel »Mit einem
neuen Test können auch
Patienten Plagiate enttarnen.

Weltweit ist etwa jedes zehnte
Medikament gefälscht. Der
Branche entstehen dadurch
pro JahrVerluste von geschätzt
35 Milliarden Euro, für Kran-
ke sind viele Plagiate lebens-
gefährlich. Doch damit könnte
bald Schluss sein: Seit wenigen
Tagen nutzt der KielerArznei-
mittelhersteller Galenpharma
ein neuesVerfahren, mit dem
sich nachverfolgen lässt, ob
ein Präparat echt ist oder
nicht. DieTechnik mit dem
Namen „It’s true“ wurde vom
Hamburger Unternehmen
Rocks Intertainment ent-
wickelt und weltweit zum Pa-
tent angemeldet. DasVerfah-
ren besteht aus einem Code
aus 20 Ziffern, der in die Medi-
kamentenpackung eingelegt
wird. Der Code ist auf einem
Zentralrechner gespeichert
und kann von jedem Patienten,
Arzt oderApotheker überprüft
werden. „Eine SMS oder
E-Mail genügt“, sagt Erfinder
Marcus Regensburger, dann
wird die Nummer in der Pa-
ckung mit der im Rechner hin-
terlegten abgeglichen. Den
Code zu knacken sei unmög-
lich: „Die Kombinationsmög-
lichkeit aus 20 Ziffern ergibt
100Trillionen Codes.“
Die erste Feuertaufe steht

demVerfahren noch bevor.
Galenpharma liefert seine ers-
ten Chargen mit kodiertem
Testosteron in diesenTagen
aus. „Das Männlichkeitshor-
mon ist besonders gefährdet,
als Fälschung übers Internet
verkauft zu werden“, sagt Mar-
keting-Chef Jörg Mehnert.

susanne.kutter@wiwo.de

Verdi-Chef Bsirske, Innenminister deMaiziere
Gespannte Ruhe vor dem nächstenTreffen

Daswäre ein sehr bescheidener
Politikansatz.Wir setzen uns an-
spruchsvolle Ziele, statt zu jam-
mern.Wir wollen 2020 stark ge-
nug sein, um einenTeil der So-
lidarität zurückzugeben. Ein
SolidarpaktWest ist natürlich
auch Quatsch.Aber wir wollen
ab 2020 zu den Netto-Gebern
im Länderfinanzausgleich ge-
hören. Langfristig wird es grö-
ßere Unterschiede zwischen
Nord und Süd geben, nicht zwi-
schen Ost undWest.

Also sinkt auch die Förderung
für Unternehmen in Sachsen?
Die sächsischeWirtschaft
übersteht in vielen Nischen
besser als andere die Krise.
Die Förderung für Unterneh-
men fällt nicht auf null, aber:
Wir müssen die knapper wer-
denden Gelder stärker konzen-
trieren und von Zuschüssen
auf Darlehen umstellen.

Welche Branchen sollen noch
Hilfe bekommen?
Wir setzen weiter auf Innovati-
on. Die Solarbranche, die hier
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